
 

 
 
 

 

Berlin, den 28. August 2020 

 

 

Axel Paul 

Liebe Mitglieder, 

heute müssen wir Sie leider über einen höchst unerfreulichen Sachverhalt informieren. 

Ein Kollege, der Vorsitzende des Haus- und Grundbesitzerverein Steglitz, hat uns darüber 

informiert, dass das Bezirksamt Pankow bereits datiert auf den Mai 2020 der Auffassung ist, dass 

man derzeit kein Mieterhöhungsverlangen abgeben oder klageweise geltend machen kann, 

welches über die Werte des Mietendeckels hinausgeht. 

In dem Schreiben des Bezirksamtes Pankow wird behauptet, dass allein die Vereinbarung einer 

höheren Miete bereits § 3 Abs. 1 des Berliner Mietendeckelgesetzes „widerspräche“. 

https://ikb-law.blog/2020/07/29/bezirksamt-pankow-stellt-klageerhebung-unter-zwangsgeld/ 

Das Bezirksamt Pankow setzt sich damit in klaren Widerspruch zu der eindeutigen Aussage des 

Bundesverfassungsgerichts, welches ausdrücklich erklärt hat, dass es nicht erkennbar wäre, dass 

dem Vermieter verboten wäre für den Fall der Unwirksamkeit des Mietendeckels eine höhere 

Miete zu vereinbaren. 

Uns ist nicht weiter bekannt, ob das Bezirksamt Pankow nach der Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts weiterhin an dieser Untersagungsverfügung festgehalten hat. 

Sollte Ihnen ein solches Schreiben ins Haus kommen, müssen Sie unbedingt anwaltlichen Rat 

suchen und rechtzeitig Widerspruch gegen eine derartige Untersagungsverfügung einlegen. 

Sollten Sie solche oder ähnliche Verfügungen bereits erhalten haben, wären wir Ihnen sehr 

dankbar, wenn Sie uns hierüber umgehend informieren können, damit wir auch die Beratung im 

Verein hierauf einstellen können. 

Ich hoffe, dass es sich bei dem offensichtlich rechtswidrigen Vorgehen des Bezirksamtes Pankow 

um einen Einzelfall handelt und wünsche Ihnen erstmal einen weiteren ruhigen Sommer. 

Ihr Axel Paul  

 

https://ikb-law.blog/2020/07/29/bezirksamt-pankow-stellt-klageerhebung-unter-zwangsgeld/


 

 
 
 

 

 

 

Neubestellung einer Verwalters - (rechtzeitige) Zusendung der Angebote 
BGH, Urteil vom 24. Januar 2020 -V ZR 110/19 

Bei der Neubestellung eines Verwalters ist es regelmäßig geboten, den Wohnungseigentümern die 

Angebote der Bewerber oder jedenfalls deren Namen und die Eckdaten ihrer Angebote 

grundsätzlich innerhalb der Einladungsfrist des § 24 Abs.4 Satz 2 WEG zukommen zu lassen. 

Vor der Beschlussfassung der Wohnungseigentümer über die Bestellung eines neuen Verwalters 

sind Alternativangebote einzuholen. Dadurch soll gewährleistet werden, dass die 

Wohnungseigentümer innerhalb des ihnen zustehenden Beurteilungsspielraums ihre 

Entscheidung über die Verwalterbestellung auf einer hinreichend fundierten Tatsachengrundlage 

treffen können. Nun hat sich der BGH mit der Frage beschäftigt, ob es für die ordnungsgemäße 

Wahl eines neuen Verwalters genüge, dass die Angebote der Bewerber um das Verwalteramt erst 

in der Eigentümerversammlung vor der Beschlussfassung in ihren Eckpunkten bekannt gegeben 

und zur Einsichtnahme bereitgehalten werden. Der BGH hat das in seiner Entscheidung verneint. 

Nach der Auffassung des Gerichts ist es (bei der Neubestellung eines Verwalters) regelmäßig 

geboten, den Wohnungseigentümern die Angebote der Bewerber oder jedenfalls deren Namen 

und die Eckdaten ihrer Angebote grundsätzlich innerhalb der Einladungsfrist des § 24 Abs. 4 Satz 

2 WEG zukommen zu lassen. 

Eine ordnungsgemäße Beschlussfassung kann es - unabhängig von der ausreichenden Bezeichnung 

des Gegenstands der Beschlussfassung (§ 23 Abs. 2 WEG) - im Einzelfall erfordern, den 

Wohnungseigentümern schon in der Einladung zur Eigentümerversammlung Informationen zur 

Verfügung zu stellen, um ihnen eine inhaltliche Befassung mit dem Beschlussgegenstand und eine 

ausreichende Vorbereitung auf die Eigentümerversammlung zu ermöglichen. Das kann etwa bei 

der Beschlussfassung über die Jahresabrechnung und den Wirtschaftsplan oder über eine 

namhafte Sonderumlage für umfangreiche Sanierungsmaßnahmen der Fall sein. Wann es 

erforderlich ist, den Wohnungseigentümern bereits vor der Eigentümerversammlung Unterlagen 

oder bestimmte Informationen zur Verfügung zu stellen, hängt von dem Beschlussgegenstand und 

den auszuwertenden Unterlagen bzw. Informationen ab. 

Um den Wohnungseigentümern bei der Neubestellung eines Verwalters, der für sie wichtige und 

weitreichende Funktionen wahrnimmt und regelmäßig für mehrere Jahre bestellt wird, eine Wahl 

auf einer fundierten Tatsachengrundlage zu ermöglichen, ist es nicht nur erforderlich, 

Alternativangebote einzuholen.  

 



 

 
 
 

 

 

 

 

Vielmehr müssen diese den Wohnungseigentümern auch bekannt gemacht werden, damit sie 

Erkundigungen über die Bewerber einziehen und sich ein Bild darüber verschaffen können, ob der 

jeweilige Bewerber fachlich geeignet ist, die Wohnungseigentümergemeinschaft zu verwalten. 

Zudem ist eine Kenntnis der Angebotskonditionen notwendig, um einen tragfähigen Vergleich 

zwischen den Angeboten der Bewerber anstellen und die Stärken und Schwächen der 

Leistungsangebote beurteilen zu können.  

Für eine hinreichende Befassungsmöglichkeit mit den Bewerbern und deren Angeboten reicht es 

regelmäßig nicht aus, den Wohnungseigentümern die Namen der zur Wahl stehenden Bewerber 

und deren Angebote oder die Eckdaten der Angebote erstmals in der Eigentümerversammlung vor 

der Verwalterwahl bekannt zu geben. Eine Bekanntgabe der Namen der Interessenten für das 

Verwalteramt erst in der Eigentümerversammlung macht es den Wohnungseigentümern 

unmöglich, über diese vorab Erkundigungen einzuziehen. Auch ein Angebotsvergleich ist 

erschwert. Die Vergütung in den verschiedenen Angeboten lässt sich nicht immer direkt 

vergleichen, da zwischen Verträgen mit einer Pauschalvergütung und Verträgen zu unterscheiden 

ist, in denen die Vergütung des Verwalters in Preisbestandteile oder Teilentgelte aufgeteilt ist, und 

ein Angebotsvergleich daher nur unter Auseinandersetzung mit den jeweiligen 

Vergütungsgestaltungen und dem Leistungsumfang der Angebotemöglich ist.  

In der Eigentümerversammlung steht regelmäßig nicht genügend Zeit zur Verfügung, um sich 

sachgerecht mit den jeweiligen Angeboten zu befassen. Daher ist es bei einer Neuwahl des 

Verwalters regelmäßig erforderlich, die Angebote der Interessenten den Wohnungseigentümern 

schon vor der Eigentümerversammlung, in der über die Bewerber abgestimmt werden soll, 

innerhalb der Einladungsfrist des § 24 Abs. 4 Satz 2 WEG vorzulegen. Dies kann durch Zusendung 

der Angebote selbst erfolgen. Es reicht aber auch aus, wenn den Wohnungseigentümern die 

Namen der Bewerber sowie die Eckpunkteihrer Angebote mitgeteilt werden. Zu den 

mitzuteilenden Eckpunktender Leistungsangebote gehören die vorgesehene Laufzeit des 

Vertrages und die Vergütung, wobei darzustellen ist, ob eine Pauschalvergütung oder eine 

Vergütung mit mehreren Vergütungsbestandteilen angeboten wird. Werden die 

Wohnungseigentümer nicht durch Übersendung der Angebote, sondern durch Bekanntgabe der 

Eckpunkte der Angebote informiert, ist den Wohnungseigentümern, die dies wünschen, eine 

Kenntnisnahme der vollständigen Angebote zu ermöglichen. 

 

 



 

 
 
 

 

 

 

 

Nicht ganz dicht 
Mit Wasserschäden umgehen 

Platzende Rohre, defekte Dichtungen, undichte Schläuche: Kaputte Wasserleitungen verursachen 

mehr als eine Million Schäden pro Jahr. Sie zu reparieren ist aufwändig und meistens ziemlich 

teuer. 

Statistisch gesehen platzt in Deutschland alle 30 Sekunden ein Rohr. Das haben die Versicherer 

ausgerechnet. Vor allem ältere Bestandsbauten sind anfällig für Rohrbrüche, weil sich irgendwann 

die Lebenszeit selbst der besten Leitung dem Ende zuneigt. Im Idealfall hält sie um die 50 Jahre, 

viel häufiger um die 20 bis 30 Jahre. Im schlechtesten Fall liegt die Lebenserwartung 

wahrscheinlich niedriger. Materialermüdung oder schlicht Verkalkung machen Leitungen marode. 

Besonders oft sind Kaltwasserleitungen betroffen. 

Irgendwann haben dann Wohnungseigentümer oder ihre Mieter nasse Füße und feuchte Wände. 

Dabei bleibt es meistens nicht – Hausrat, Möbel, Unterlagen sind in Mitleidenschaft gezogen. Und 

oft wird eine weitere unschöne Folge sichtbar: Schimmel. Mieter können wegen solcher Probleme 

die Miete mindern. 

Um solchen Schwierigkeiten vorzubeugen, können vorausschauende Eigentümergemeinschaften 

Rohrleitungen in und außerhalb des Gebäudes präventiv auf Mängel kontrollieren lassen. 

Fachfirmen nutzen zum Beispiel Kameras zur Ortung möglicher Leckagen. Die Ausgabe kann gut 

investiertes Geld sein, wenn dadurch Fehler frühzeitig entdeckt und behoben werden. Denn 

stetiger Tropfen schafft eines Tages große Probleme, wenn er unbemerkt ins Gemäuer einsickert. 

Sollte es dennoch zu einem Wasserschaden kommen, greift zumeist die Versicherung. 

Wohnungseigentümer sind in der Regel über die für die Gemeinschaft abgeschlossene 

Gebäudeversicherung abgesichert. Sie reguliert auch Schäden am vermieteten Sondereigentum 

und kommt für deren Beseitigung auf. Das schließt den Einsatz von Trocknungsgeräten ebenso ein 

wie Renovierungsarbeiten, sofern sie wirklich aus dem Leitungsschaden resultieren. Durch 

Mietminderungen verursachte finanzielle Nachteile können vermietende Eigentümer bei der 

Gebäudeversicherung ebenfalls zur Regulierung anmelden. Vor Beginn der Arbeiten können 

Versicherungen einen Experten vorbeischicken, um die Schadenshöhe einzuschätzen. Häufig wird 

auch noch ein Sanierer eingeschaltet. 

 



 

 
 
 

 

 

Kaputte Leitungen erfordern schnelles Handeln, um den Schaden so gering wie möglich zu halten. 

Mieter sind gesetzlich verpflichtet, bei Mängeln – dazu zählt zum Beispiel eine feuchte Decke, weil 

beim Hausbewohner obendrüber die Wanne überlief – sofort den Vermieter zu informieren. Er 

muss umgehend Abhilfe schaffen. Etwa, indem er eine Firma mit der Trocknung der Decke 

beauftragt. Das leitet sich aus § 535 BGB ab, wonach der Vermieter die Mietsache in einem 

geeigneten Zustand zu erhalten, Schäden zu beheben und die Kosten zu tragen hat – die ihm bei 

einem Wasserschaden in der Regel dann die Versicherung erstattet. 

Auch während der Corona-Krise beschäftigen Gerichte sich mit dem Thema Wasserschäden. So 

weist ein Verfahren vor dem Amtsgericht München darauf hin, dass sowohl Mieter als auch 

Wohnungseigentümer trotz Corona Zutritt zur Wohnung gewähren müssen, um einen 

Wasserschaden in den Griff zu bekommen. Das Gericht gewährte einer Verwaltung per 

Einstweiliger Verfügung Einlass in eine betroffene Eigentumswohnung (Beschluss vom 25. März 

2020, 483 C 4847/20). 

Wegen der Corona-Pandemie wollte der selbstnutzende Eigentümer niemanden hineinlassen. Die 

Gemeinschaft verklagte ihn auf Duldung. Weil die Zeit drängte im einstweiligen 

Rechtsschutzverfahren, und ohne dass der Verwalter zuvor den eigentlich für die Klage 

notwendigen Beschluss der Eigentümerversammlung einholte. Das durfte er auch, entschied das 

Gericht. Es stützte sich auf § 27 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 WEG und billigte dem Verwalter und 

Handwerksbetrieb auch in Corona-Zeiten bei einem Wasserschaden ein 

Wohnungsbetretungsrecht zu. 

 § 27 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 WEG 

Der Verwalter ist berechtigt, im Namen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und mit 

Wirkung für und gegen sie Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur 

Abwendung eines sonstigen Rechtsnachteils erforderlich sind, insbesondere einen gegen die 

Gemeinschaft gerichteten Rechtsstreit gemäß § 43 Nummer 2 oder Nummer 5 im Erkenntnis- und 

Vollstreckungsverfahren zu führen. 

 § 27 Absatz 1 Nummer 2 WEG 

(1) Der Verwalter ist gegenüber den Wohnungseigentümern und gegenüber der Gemeinschaft der 

Wohnungseigentümer berechtigt und verpflichtet, 

die für die ordnungsmäßige Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen Eigentums 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

 

 



 

 
 
 

 

 

* MITTEILUNG UNSERES  

                  KOOPERATIONSPARTNERS * 

 

 

Unachtsamkeit kann teuer werden. Oder?  

Wer kennt solche Situationen nicht? Der Einkaufswagen kracht gegen ein Auto. Der Ball landet in 

Nachbars Fenster. Der Rotwein ruiniert den Teppich der Freundin. Wir alle sind manchmal 

unachtsam. 

Die neue Privathaftpflichtversicherung der GEV Grundeigentümer-Versicherung hilft dagegen. 

Sie bietet die Absicherung von Sach-, Personen und Vermögensschäden. 

Drei Produktlinien sorgen für passenden Schutz für jede und jeden.  

Care Smart:  Ein Tarif für alle, die eine Absicherung zum besten Preis bevorzugen. 

Care Top: Inklusive aller Smart-Leistungen erweitern wir den versicherten 

Personenkreis auf Eltern und Großeltern, sogar wenn sie im Pflegeheim 

leben.   

Care Max:  Inklusive aller Top-Leistungen übernehmen wir vorübergehend den Beitrag 

bei Arbeitslosigkeit.  

Alle Leistungen im Produktlinien-Vergleich finden Sie in unserer Leistungstabelle. 

Das bieten alle Produktlinien: 

✓ Für Singles mit und ohne Kinder, Paare oder Familien 
✓ Versicherungsnehmer ab dem 60. Lebensjahr erhalten Rabatte.   
✓ Deckungssumme auswählen: 10 Mio. €, 20 Mio. € oder 50 Mio. €. 
✓ Tägliches Kündigungsrecht: Denn Leistungen und Service überzeugen! 
✓ Hundehalter-Haftpflicht kann als günstiger Zusatz hinzu gewählt werden. 
✓ Rabatte für Schadenfreiheit und Selbstbeteiligung  

 

Die GEV: Stark als Haftpflichtversicherer 

Als Haus- & Grundmitglieder erhalten Sie 10% Rabatt. Unsere Kundenberater erreichen Sie unter 

040 3766 3367 oder berechnen Sie Ihren Tarif online. 

 

https://www.gev-versicherung.de/versicherungen/privathaftpflicht/?r=PR_BRLSTGL&gevchannel=PR_BRLSTGL&gevcampagne=PR_BRLSTGL&utm_source=PR_BRLSTGL&utm_medium=Partner
https://www.gev-versicherung.de/versicherungen/privathaftpflicht/leistungen/?r=PR_BRLSTGL&gevchannel=PR_BRLSTGL&gevcampagne=PR_BRLSTGL&utm_source=PR_BRLSTGL&utm_medium=Partner
https://kunde.gev-versicherung.de/gevstorefront/gev/de/checkout/ph/basicDetails?r=PR_BRLSTGL&gevchannel=PR_BRLSTGL&gevcampagne=PR_BRLSTGL&utm_source=PR_BRLSTGL&utm_medium=Partner


 

 
 
 

 

 

 

Vereinstermine 

 

Steuersprechstunde 

Die nächsten freien Beratungstermine für die Steuersprechstunde sind am 22. September 2020 und am 

22. Oktober 2020.  

Eine Anmeldung ist erforderlich. 

 

Denkmalsprechstunde 

Die nächsten freien Beratungstermine für die Denkmalsprechstunde sind am 29. September 2020. 

Eine Anmeldung ist erforderlich. 

 

Mitgliederversammlung 

Unsere nächste Mitgliederversammlung findet am 11. November 2020 um 19:00 Uhr im Hotel Steglitz 

International, Albrechtstr. 2, 12165 Berlin statt. 

Auf Grund der weiterhin herrschenden Pandemie kann es kurzfristig zu Einschränkungen bzw. zu einer 

Absage kommen. 

Eine Anmeldung ist diesmal erforderlich. 

 

 

 

 

 

 


